
 

  BUNDESMINISTER 
 DR. JOSEF OSTERMAYER 

An die 
Präsidentin des Nationalrats 
Doris BURES 
Parlament 
1017 Wien 
GZ: BKA-353.120/0116-I/4/2015 Wien, am 9. September 2015
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
 
 
die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Loacker, Kolleginnen und Kollegen haben 

am 9. Juli 2015 unter der Nr. 6142/J an mich eine schriftliche parlamentarische An-

frage betreffend Ruhestandsversetzung aufgrund von Dienstunfähigkeit im Bundes-

ministerium für Kunst und Kultur, Verfassung und Medien gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

 Wie viele Anträge gab es in ihrem Ressort seit 2004 jährlich auf eine Ruhestands-
versetzung eines Bediensteten wegen Dienstunfähigkeit? 

 Wie viele dieser Anträge wurden von Bediensteten selbst gestellt? (Auflistung 
jährlich seit 2004) 
a. In wie vielen Fällen wurde eine amtsärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeits-

überprüfung) tatsächlich durchgeführt? (Auflistung jährlich seit 2004) 
b. In wie vielen Fällen wurde eine amtsärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeits-

überprüfung) in Folge einer länger als drei Monate dauernden Abwesenheit 
vom Dienst aufgrund von Krankheit, Unfall oder Gebrechen durchgeführt? 
(Auflistung jährlich seit 2004) 

c. In wie vielen Fällen, in denen es zu einer Ruhestandsversetzungen wegen 
Dienstunfähigkeit kam, lag kein amtsärztliches Gutachten aufgrund einer 
amtsärztlichen Untersuchung (Dienstunfähigkeitsprüfung) vor? (Auflistung 
jährlich seit 2004) 

d. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Ruhestandsversetzung 
aufgrund dauernder Dienstunfähigkeit zur Folge? (Auflistung jährlich seit 
2004) 

e. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
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ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Belassung im Kranken-
stand mit ärztlicher Nachuntersuchung zur Folge? (Auflistung jährlich seit 
2004) 

f. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Arbeitsplatzprüfung zur 
Folge? (Auflistung jährlich seit 2004) 

g. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Aufforderung zum 
Dienstantritt und damit die Ablehnung des Ruhestandsansuchens zur Folge? 
(Auflistung jährlich seit 2004) 

h. In wie vielen Fällen, in denen eine Arbeitsplatzprüfung gem. Frage f durch-
geführt wurde, verlief diese Arbeitsplatzprüfung positiv? (Auflistung jährlich 
seit 2004) 

i. In wie vielen Fällen, in denen eine Arbeitsplatzprüfung gem. Frage f durch-
geführt wurde, wurde dem Bediensteten ein Alternativarbeitsplatz (gem. § 14 
Abs. 5 BDG) angeboten? (Auflistung jährlich seit Inkrafttreten der Dienst-
rechts-Novelle von 2011) 

j. In wie vielen Fällen, in denen einem Bediensteten ein Alternativarbeitsplatz 
(gem. § 14 Abs. 5 BDG) angeboten wurde, stimmten die entsprechenden Be-
diensteten dieser Zuweisung zu? (Auflistung jährlich seit Inkrafttreten der 
Dienstrechts-Novelle von 2011) 

 Wie viele der Anträge auf eine Ruhestandsversetzung eines Bediensteten wegen 
Dienstunfähigkeit wurden von der jeweiligen Dienststelle bzw. vom Dienstgeber 
selbst gestellt? (Auflistung jährlich seit 2004) 
a. In wie vielen Fällen wurde eine amtsärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeits-

überprüfung) tatsächlich durchgeführt? (Auflistung jährlich seit 2004) 
b. In wie vielen Fällen wurde eine amtsärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeits-

überprüfung) in Folge einer länger als drei Monate dauernden Abwesenheit 
vom Dienst aufgrund von Krankheit, Unfall oder Gebrechen durchgeführt? 
(Auflistung jährlich seit 2004) 

c. In wie vielen Fällen, in denen es zu einer Ruhestandsversetzungen wegen 
Dienstunfähigkeit kam, lag kein amtsärztliches Gutachten aufgrund einer 
amtsärztlichen Untersuchung (Dienstunfähigkeitsprüfung) vor? (Auflistung 
jährlich seit 2004) 

d. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Ruhestandsversetzung 
aufgrund dauernder Dienstunfähigkeit zur Folge? (Auflistung jährlich seit 
2004) 

e. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Belassung im Kranken-
stand mit ärztlicher Nachuntersuchung zur Folge? (Auflistung jährlich seit 
2004) 

f. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Arbeitsplatzprüfung zur 
Folge? (Auflistung jährlich seit 2004) 

g. In wie vielen Fällen - in Bezug auf die Fälle in Frage a und b - hatte die amts-
ärztliche Untersuchung (Dienstfähigkeitsprüfung) eine Aufforderung zum 
Dienstantritt und damit die Ablehnung des Ruhestandsansuchens zur Folge? 
(Auflistung jährlich seit 2004) 

h. In wie vielen Fällen, in denen eine Arbeitsplatzprüfung gem. Frage f durchge-
führt wurde, verlief diese Arbeitsplatzprüfung positiv? (Auflistung jährlich seit 
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2004) 
i. In wie vielen Fällen, in denen eine Arbeitsplatzprüfung gem. Frage f durchge-

führt wurde, wurde dem Bediensteten ein Alternativarbeitsplatz (gem. § 14 
Abs. 5 BDG) angeboten? (Auflistung jährlich seit Inkrafttreten der Dienst-
rechts-Novelle von 2011) 

j. In wie vielen Fällen, in denen einem Bediensteten ein Alternativarbeitsplatz 
(gem. § 14 Abs. 5 BDG) angeboten wurde, stimmten die entsprechenden 
Bediensteten dieser Zuweisung zu? (Auflistung jährlich seit Inkrafttreten der 
Dienstrechts-Novelle von 2011) 

 

Diese Fragen betreffen keinen Gegenstand der Vollziehung des mir durch Entschlie-

ßung, BGBl. II Nr. 218/2014, eingeräumten Zuständigkeitsbereiches. Daher verweise 

ich auf die Beantwortung parlamentarischen Anfrage Nr. 6149/J durch den Herrn 

Bundeskanzler.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

Dr. OSTERMAYER 
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